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Widerstand im IrakIm März 2003 überfielen die USA mit ihren 
Verbündeten den Irak – ein Land, das be-

reits in den 90er Jahren durch brutale Sank-
tionen über eine Millionen Tote zu beklagen 
hatte und systematisch in den Ruin getrie-
ben worden war. Weltweit demonstrierten 
über 20 Millionen Menschen gegen diesen 
Krieg, der unter erlogenen Vorwänden und 
unter Bruch des internationalen Rechts ge-
führt wurde. Es war eine Episode eines ört-
lich wie zeitlich unbegrenzten „Krieges ge-
gen den Terrorismus“, dessen Hauptziele in 
der Bewegungsfreiheit für das internationa-
le Kapital, in der Erschließung neuer Märkte 
und in der Sicherung der knapper werden-
den Öl-Ressourcen bestehen.

Wird dieser Krieg auch angeführt von den 
USA, so darf dies nicht darüber hinwegtäu-
schen dass ihr Unternehmen nur Dank der 
direkten Unterstützung anderer Staaten re-
alisiert werden kann – tatsächlich unterstüt-
zen auch die wenigen Staaten, die sich offi-
ziell gegen den Angriffskrieg ausgesprochen 
haben, die Plünderung und Zerstörung des 
Iraks und versuchen, sich ein möglichst gro-
ßes Stück vom Kuchen zu sichern. 

Seit über vier Jahren nun ist der Irak be-
setzt; fast eine Million Menschen wurden di-
rekt und indirekt durch die BesatzerInnen er-
mordet, weitere Millionen wurden vertrieben, 
sind geflohen, wurden verletzt oder gefangen 
genommen und gefoltert. Die Rüstungskon-
zerne machen Milliardengewinne im zweistel-
ligen Bereich. Gesetze wurden verabschiedet, 
die es imperialistischen Konzernen erlauben, 
irakische Unternehmen zu übernehmen und 
die Gewinne vollständig ins Ausland zu trans-
ferieren. Viele weitere Gesetzesentwürfe wa-
ren von den USA bereits vor Kriegsbeginn aus-
gearbeitet worden – der Irak sollte die größte 
Freihandelszone des Nahen Osten werden. 
Doch diese Pläne gingen nicht auf. 

Der Widerstand
Die US-Truppen sorgen für Sicherheit und 
werden von brutalen Qaida-Terroristen an-
gegriffen – zu diesem Schluss muss mensch 
kommen, wenn mensch die Berichterstat-
tung über den Irak verfolgt. Tatsächlich aber 
nahm eine sehr breit gefächerte Widerstands-
bewegung den Kampf gegen die Besatzung 
auf. Ohne von einem einzigen Land unter-
stützt zu werden und mit einfachsten Mitteln 
gelang es den IrakerInnen über vier Jahre 
hinweg, den Besatzungstruppen verheeren-
de Verluste zuzufügen und die neokolonialen 
Träume der US-Regierung zu vernichten. Sie 
nahmen von ihrem Recht, Widerstand gegen 
die Besatzung ihres Landes zu leisten, Ge-
brauch und wissen sich der Zustimmung gro-
ßer Teile der Bevölkerung sicher. 

Im Oktober 2007 trat eine große Front der 
Guerilla mit einem politischen Programm an 
die Öffentlichkeit. Der „Politische Rat des ira-
kischen Widerstandes“ formulierte in einem 
14-Punkte Plan die Vorstellungen der Gue-
rilla: Der Irakische Widerstand repräsentiert 

den Willen der IrakerInnen; die von der Be-
satzung eingeführten Verträge sind ungül-
tig; eine Technokratie wird nach der Befrei-
ung eine Übergangsregierung bilden; jedes 
Gesetz, das die irakische Souveränität ein-
schränkt ist ungültig; der Irak ist für alle Ira-
kerInnen und sichert allen Gerechtigkeit zu; 
die Reichtümer – insbesondere Wasser und 
Öl – gehören allen IrakerInnen. 

Die Perspektiven
Dies alles darf jedoch nicht darüber hinweg-
täuschen, dass diese Kräfte keine weiterfüh-
renden Perspektiven für ArbeiterInnen, Ge-
werkschafterInnen, Frauen und Jugendliche 
zu bieten haben. KommunistInnen und alle 
ArbeiterInnen sollen die bürgerlichen Grup-
pierungen im Widerstand als Verbündete im 
Kampf gegen die ImperialistInnen und Isla-
mistInnen akzeptieren, gleichzeitig aber nie 
vergessen: die bürgerlichen Kräfte werden 
geführt von den einheimischen Ausbeuter
Innen, deren Ziel ein kapitalistischer Irak mit 
guten Beziehungen zu den korrupten Dikta-
toren der Region bleibt. Sie müssen also in-
nerhalb des Widerstandes ihre eigenen Mili-
zen errichten, für sozialistische Ziele kämpfen 
und eine ArbeiterInnen-Regierung (keine 

„technokratische“!) für den befreiten Irak for-
dern. Schon im Kampf gegen die Besatzung 
muss das Ziel der sozialistischen Revolution 
in den Mittelpunkt gestellt werden. 

Es gibt heute im Irak eine Vielzahl von Ge-
werkschaften, Frauenorganisationen und an-
deren Bündnissen, die Widerstand gegen die 
neoliberalen Pläne der Besatzung leisten. Bei-
spielsweise erarbeitete die FWCUI-Gewerk-
schaft einen 29-Punkte Plan, in dem sie unter 
anderem volle und uneingeschränkte Freiheit 
der Gewerkschaften, volles Streikrecht, Ver-
bot von Kinderarbeit sowie gleichen Lohn für 
Männer und Frauen fordert. Die ÖlarbeiterIn-
nen-Gewerkschaft aus Basra erwirkte eine Ver-
doppelung der Löhne für die ArbeiterInnen in 
dieser Branche und organisierte erfolgreiche 
Streiks mit 15.000 TeilnehmerInnen. 

Streiks und ähnliche Formen des Wider-
standes können für die BesatzerInnen we-
sentlich bedrohlicher werden als alle bewaff-
neten Angriffe; auch könnten sie zu einer 
fortschrittlichen Massenbewegung im Irak 
und in der gesamten arabischen Welt wer-
den und sich hier langfristig zu einer Alter-
native zu den ImperialistInnen, IslamistInnen 
und korrupten Regimes entwickeln.

Deswegen unterstützen wir den irakischen 
Widerstand, aber kritisieren gleichzeitig die 
Kräfte, die diesen Widerstand anführen.

von Rafael, Revo Rostock

Die Pläne der USA für die Besatzung gehen nicht auf
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90 Jahre Russische Revolution	  Teil 5

Die Russische Revolution, die im Februar 
1917 begonnen hatte, näherte mit dem 

beginnenden Winter ihren Höhepunkt. Die re-
volutionäre Partei der Bolschewiki hatte einen 
großen Teil der Arbeiterklasse hinter sich ge-
schart. Die bürgerliche Regierung zeigte sich 
unfähig, den Massen „Frieden, Land und 
Brot“ zu geben, und die Bolsche-
wiki machten sich genau die-
se Forderungen zu eigen. Mit ih-
rer Losung „alle Macht den Sowjets!“ 
zeigten sie, wie die ArbeiterInnen 
und Bauern/Bäuerinnen ihre eigene 
Regierung aufstellen könnten, um 
ihre Forderungen durchzusetzen.

In einem Arbeiterrat (auf Rus-
sisch: Sowjet) nach dem anderen 
gewannen die Bolschewiki eine 
Mehrheit für diese Politik. Diese Räte bestan-
den aus Delegierten, die von der Basis gewählt 
und jederzeit abwählbar waren. Deswegen 
spiegelten sie sehr genau die Wünsche der 
Massen wieder – die „demokratische“ bürger-
liche Regierung dagegen war nie wirklich ge-
wählt worden, sondern ging aus Absprachen 
zwischen den verschiedenen Parteien hervor.

Hin zum Aufstand
Der landesweite Kongress der Sowjets war 
für den 25. Oktober angesetzt. Die Bolschewi-
ki begannen zu planen, wie die Massen durch 
den Rätekongress die politische Macht in Russ-
land übernehmen könnten. Die GegnerInnen 
der Sowjetmacht behaupteten, die Bolsche-
wiki wollten einen Putsch organisieren, der zu 
Hunger und Verwüstung führen würde.

Dagegen betonte W.I. Lenin, wichtigs-
te Führungsfigur der Bolschewiki, dass eine 
Sowjetregierung sich nicht auf einen nor-
malen Staatsapparat sondern auf das Enga-
gement der breiten Massen stützten würde. 
Hausfrauen, Bedienstete ungelernte Arbeite-
rInnen und einfache Soldaten könnten selbst 
den Betrieb des Staates, die Verteilung der 
Wohnungen, die Verwaltung der Fabriken 
usw. erledigen. 

Aber dafür war ein Aufstand notwendig, 
um den Machtapparat der Bourgeoisie hin-
wegzufegen. Der Sowjet der Hauptstadt Pe-
trograd stellte ein eigenes „Revolutionäre 
Militärkomitee“ auf, unter Führung des Sow-
jetvorsitzenden Leo Trotzki, um diesen Auf-
stand vorzubereiten.

Die bürgerliche Regierung unter Minis-
terpräsident Kerenski wusste, dass sie kaum 
noch die Kontrolle über die Hauptstadt inne-
hatte, da die Garnisonen hinter den Bolsche-
wiki standen. Sie versuchte, die Soldaten aus 
der Stadt abzuziehen, doch diese weigerten 
sich. Das Revolutionäre Militärkomitee er-
klärte, dass nur noch Befehle, die von ihm un-
terschrieben waren, für die Soldaten in Petro-
grad gültig seien.

Am Vorabend des Kongresses ver-
suchte die Kerenski-Regierung zuzuschlagen: 
sie befahl die Verhaftung des Militärkomitees, 
die Schließung der bolschewistischen Presse 
und die Öffnung der Zugbrücken zwischen 
den Garnisonen und den Arbeitervierteln, 
um eine Verbrüderung zu verhindern. Da ihr 
aber nur noch einige Offiziersschüler und ein 
Frauenbatallion unterstanden, waren solche 
Befehle eher ein Zeichen der Machtlosigkeit.

In der Nacht antworteten revolutionäre 
Soldaten und Matrosen sowie die roten Gar-
den (bewaffnete ArbeiterInnen) mit der Be-
setzung von Regierungsgebäuden, Bahn-
höfen, Brücken, der Telefonzentrale und der 
Staatsbank. Am Abend des nächsten Tages 
wurde der Regierungssitz, der Winterpa-
lais, als letztes Symbol der alten Regierungs-
macht gestürmt.

Revolutionen bringen immer Gewalt mit 
sich, da sich eine herrschende Klasse nie 
ohne blutigen Widerstand stürzen lässt. 
Doch der Oktoberaufstand in Petrograd war 
verhältnismässig friedlich. Diese Tatsache 
erklärt sich aus der guten Organisation des 
Aufstandes und der Disziplin der Aufständi-
schen unter Führung der Sowjets.

Der Ablauf des Kongresses
So konnte das Revolutionäre Militärkomitee 
bei der Eröffnung des Sowjetkongresses am 
Morgen des 25. Oktobers erklären, dass die 
politische Macht in die Hände der Sowjets 
übergegangen war. Die Delegierten akzep-
tierten diese Aufgabe und wählten eine neue 
Sowjetregierung – den Rat der Volkskommis-
sare. Die Maßnahmen, die die alte Regierung 
ein halbes Jahr lang für unmöglich erklärt hat-
te, führte der Kongress durch: er verabschie-
dete ein Friedensdekret, um ein Ende des 
Krieges auf demokratischer Grundlage einzu-
leiten, und ein Dekret über Land und Boden, 
um den Großgrundbesitz abzuschaffen und 
die Landbesetzungen der armen Bauern/Bäu-
erinnen im ganzen Land zu legitimieren.

W.I. Lenin war gerade aus dem Untergrund 
gekommen und erklärte unter stürmischen 
Beifall: „Wir werden jetzt mit dem Aufbau der 

sozialistischen Ordnung beginnen.“ Ne-
ben den erwähnten Maßnahmen wur-
den auch die Banken verstaatlicht, die 

Fabriken unter die Kontrolle der Ar-
beiterräte gestellt und der Besitz der 

Kirche abgeschafft.
Im Laufe der russischen Revolution 

drängten die Massen immer weiter - weiter 
als ihre politischen Führungen gehen wollten: 
ArbeiterInnen streikten, während die „Sozia-
listInnen“ in der Regierung zur Ruhe mahn-
ten; Soldaten hörten auf zu kämpfen, obwohl 
die Generäle neue Offensiven befahlen. Doch 
diese Massen, zum politischen Leben erwacht, 
hatten meist keine klaren Vorstellungen über 
die Maßnahmen, die notwendig gewesen wä-
ren, um ihre Probleme zu lösen.

 Nur eine revolutionäre Arbeiterpartei, wie 
die Bolschewiki, konnte bei jeder Phase der 
Revolution die nächsten Schritte hin zum 
Sturz des Kapitalismus aufzeigen. Diese Par-
tei entstand auch nicht spontan in der Hitze 
der Revolution, sie wurde über 14 Jahre lang 
aufgebaut. Aber auch sie musste mehrmals in 
diesen hitzigen Monaten ihren Kurs radikal än-
dern und nahm Hunderttausende frisch poli-
tisierte ArbeiterInnen (und sogar ehemalige, 
langjährige KritikerInnen wie Leo Trotzki) auf – 
ihre Flexibilität und ihre umfassend demokra-
tische Funktionsweise machte das möglich.

Ein Beispiel
Wie die Revolutionärin Maria Spiridowna vor 
dem Kongress der Bauernsowjets erklärte: 
„Vor den Arbeitern Rußlands eröffnen sich jetzt 
Horizonte, wie sie die Geschichte nie gekannt 
hat. Alle Arbeiterrevolutionen sind niederge-
schlagen worden, aber die gegenwärtige Bewe-
gung ist international und darum unbesiegbar. 
Es gibt in der ganzen Welt keine Macht, die das 
Feuer der Revolution wieder löschen könnte. Die 
alte Welt bricht nieder, eine neue beginnt!“ 

Dieses Feuer wurde jedoch wieder gelöscht 
– die aus der Oktoberrevolution hervorgegan-
genen Sowjetunion ging am Ende des Jahr-
hunderts, aufgrund der bürokratischen Kon-
terrevolution Stalins, wieder unter. Doch es 
bleiben, auch 90 Jahre nach der Oktoberre-
volution, zahlreiche Lehren für den revolutio-
nären Kampf. Und vor allem ein leuchtendes 
Beispiel, dass der Kapitalismus durch die Unter-
drückten gestürzt werden kann.

von Wladek, Revo Berlin
die Revolution ging nach Oktober weiter – 

diese Serie aber nicht mehr

Der Oktoberaufstand
Ende Oktober ergriffen die Räte der ArbeiterInnen die Macht
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„Antikapitalismus“ 
von Rechts

Rechtsextreme und Neo-
nazis haben die sozia-
le Frage wieder entdeckt 
und predigen „Antika-
pitalismus“. Schon die 
NSDAP versuchte, mit 
sozialen Phrasen zu 
punkten. Neu allerdings 
ist die scheinbare Radi-
kalität, mit der die deutsche 
Neonaziszene an diese Frage herangeht.
60 Seiten, 2,50€ * www.sozialismus.net

Unabhängigkeits-
erklärungen
Sollte eine kommunisti-
sche Jugendbewegung 
unabhängig sein? Ant-
worten auf diese Frage 
von Liebknecht, Lenin, 
Trotzki, der Kommunis-
tischen Internationale 
und anderen.
40 Seiten, 2€

Der Weg zur 
Revolution
Das Manifest der unabhän
gigen Jugendorganisation 
REVOLUTION – ein Fahr-
plan für die Weltrevo
lution! Beschlossen auf 
dem Revocamp 2003, 
geändert auf den Revo-
camps 2004 und 2007.
24 Seiten, 1€

KULTURREVOLUTION

Im Grunde hatte die Bewegung der Glo-
balisierungskritiker stets zwei Popstars, 

die sie auf MTV vertreten haben. Auf der ei-
nen Seite stand Rage Against the Machine 
für Straßenmilitanz, auf der anderen Seite 
galt Manu Chao als Mann der etwas zurück-
gelehnten Fraktion. Dank seiner persönli-
chen Geschichte scheint Mano Chao für die 
grenzüberschreitende Bewegung wie ge-
schaffen. Er wurde in Paris geboren, weil 
seine Eltern aus Spanien fliehen mußten. 
Seine Mutter kam aus dem baskischen Bil-
bao, sein Vater aus Galizien. Seine Musik ba-
siert auf britischem Punkrock wie auch auf 
Einflüssen aus Südeuropa, Nordafrika und 
Lateinamerika.

Mehr als irgend ein anderer europäischer 
Künstler stand Manu Chao für die Losung: 
„Eine andere Welt ist möglich“. Auf seinen Al-
ben hört man Ansprachen vom Subcoman-
dante Marcos, mit ihm soll Manu Chao auch 
schon mal in den Wäldern des mexikani-
schen Südens diskutiert und Gitarre gespielt 
haben. Für die Globalisierungskritiker hat er 
riesige Benefiz-Konzerte gespielt, etwa 2002 
in Barcelona gegen einen Gipfel der Europäi-
schen Union. Zehntausende Aktivisten beka-
men nach einem Tag voller Barrikadenkämp-
fe und Tränengas in einem Park seine Lieder 
unter dem Lichterschild „Contra l’Europa del 
Capital!“ zu hören. 

Die Karte kostete 30 Euro, als Manu Chao 
und Radio Bemba ein Konzert vor mehr als 
5000 Zuschauern in der Arena in Berlin-Trep-
tow gaben. Manu Chao gab sein typisches 
Programm mit Liedern auf Spanisch, Fran-
zösisch, Italienisch, Englisch – der Schlag-
zeuger sprang auch mal ein, um auf Ara-
bisch zu singen. Dieses Set wird nicht von 
Pausen gebrochen, sondern es scheint sich 
eine konstante Melodie durchzuziehen, wie 
es auch nonstop um Kämpfe, Leiden, Lieben 
geht, selbstverständlich um die Liebe zum 
Aufstand. 

Gleichzeitig ist Manu Chao einer re-
mixfreundlichsten Rockmusiker überhaupt, 
seine Klassiker der letzten Jahre spielte er in 

völlig neuen Versionen. Doch es gab nicht 
nur die Samples vom Subcomandante: Ge-
gen Ende kam Fermin Muguruza, die Punkle-
gende aus dem Baskenland, unerwartet auf 
die Bühne, um mit Radio Bemba „Sarri Sarri“, 
sein altes Loblied für einen aus dem Knast 
geflohenen ETArra zu singen. Auch eine kur-
ze Ansprache über politische Gefangene in 
Mexiko durfte nicht fehlen, gefolgt vom ob-
ligatorischen »Freiheit für alle politischen 
Gefangenen!« und der Einladung zu einer 
entsprechenden Soliparty. 

George W. Bush kann man für vieles an-
prangern: die imperialistischen Raubkriege, 
die Folterknäste und seine dummen Sprü-
che. Und genau das machen ja auch fast alle 
linken Künstler, einschließlich Manu Chao. 
Auch wenn die Verhältnisse brutaler wer-
den, gibt es bei Agit-Pop-Kritikern auf Dau-
er wenig Überraschendes. Bei seinem Berli-
ner Konzert wie auch auf dem neuen Album 
»La Radiolina« setzte Manu Chao auf Anti-
Bush-Message satt: „No Guantánamo“, „Cui-
dado, George Bush“, „In Bagdad, there’s no 
democracy“ oder „Infinita tristeza viene de 
Washington“ („Eine unendliche Traurigkeit 
stammt aus Washington“). Diese Aussagen 
sind so richtig wie dröge. Sie könnten genau-
so gut von NOFX, den Dixie Chicks oder an-
deren stammen. 

Doch in Deutschland ist Manu Chao vor-
rangig für seine lustigen Hippielieder wie 
»King of the Bongo« bekannt. Seine anarchis-
tischen Punksongs mit der Band Mano Negra 
bleiben weitgehend so unbeachtet wie seine 
eigentlich elaborierte politische Message. So 
fällt oft unter den Tisch, daß er mit Liedern wie 
„Clandestino“ zu den prägnantesten Kritikern 
der Festung Europa gehört. Kaum jemand 
vermag sich so wie er in das Leben eines ille-
galen Einwanderers einzufühlen („mein Leben 
habe ich zwischen Ceuta und Gibraltar zurück-
gelassen“). Wenn er dagegen auf seinem neu-
en Album zu einfachen politischen Losungen 
wie „Politik kills!“ zurückgreift, wirkt er philo-
sophisch etwas unterfordert.

von Wladek, Revo Berlin

Alleine ist es schwer zu kämpfen! Deswe-
gen organisieren wir uns in der unabhän-
gigen Jugendorganisation REVOLUTION 
und kämpfen für eine Welt ohne Rassismus, 
Sexismus, Umweltzerstörung, Ausbeutung 
und Krieg – für eine Welt ohne Kapitalis-
mus! Willst du mitkämpfen? Schau einfach 
bei der Revo-Gruppe in deiner Nähe vorbei 
oder besuche unsere Seite!

REVOLUTION Germany
berlin@revolution.de.com

bernau@revolution.de.com
kiel@revolution.de.com

plauen@revolution.de.com
rostock@revolution.de.com

wolfsburg@revolution.de.com

REVOLUTION Weltweit
International * www.revolution.int.tf

Schweiz * www.revolution.ch.tc
Tschechien * www.revo.cz.tc
Australien * www.revo.au.tt

A N Z E I G E
V.i.S.d.P.: R. Müller, Hamburg

Manu Chao – La Radiolina (und BRD-Tour)
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Gegen Repression 
und Überwachung!
Redebeitrag von REVOLUTION auf der Demo gegen Repression am 17. November in Rostock

www.                    .de.com

Vor fünf Monaten demonstrierten – hier, 
in Rostock – 80.000 Menschen aus al-

ler Welt gegen die G8 und blockierten ein-
drucksvoll die Zufahrtsstraßen nach Heiligen-
damm. Der Kampf gegen Krieg, Ausbeutung 
und Repression muss aber weiter gehen!

Heute haben wir uns versammelt, um unse-
re Solidarität mit den angeklagten G8-Gegne-
rinnen und Gegnern zu bekunden und die Ein-
stellung der Verfahren gegen sie zu fordern.

Der Mörder von Carlo Giuliani ist frei. 
Diese Hinrichtung hatte keine Folgen. 
Währenddessen stehen, wegen des 
angeblichen Anzündens einiger 
Mülltonnen, Genossinnen und 
Genossen in Italien vor Ge-
richt. ihnen drohen jahrelan-
ge Gefängnisstrafen. 

Der agent provocateur, der in 
Heiligendamm enttarnt wurde, wird 
geschützt. Ebenso die Verantwortli-
chen für den illegalen Bundeswehr-
Einsatz um den G8-Gipfel herum.

Gleichzeitig stehen in Rostock 
zahlreiche Verfahren offen gegen 
Menschen, die sich an den Demons-
trationen und Blockaden beteiligt hat-
ten. Wir fordern die sofortige Einstel-
lung dieser Verfahren! 

Skandalöser noch als diese Beispiele der 
Justizwillkür sind die Pläne der Bundesregie-
rung: Ab 2008 soll erfasst werden, wer wann 
und mit wem telefoniert. Von welchem Ort 
aus angerufen wird. Wer mit wem E-Mails 
schreibt. Welcher Computer welche Internet-
seiten aufruft und mit welchen Begriffen in 
Suchmaschinen gearbeitet wird.

Begründet wird dieser massive Eingriff in 
die Privatsphäre mit der Kriminalitätsbekäm-
fung. Fakt aber ist: Die Aufklärungsquote im 
Bereich der Internet-Kriminalität liegt bei 80 
Prozent, in der Offline-Welt sind es nur 55 
Prozent. Also wozu also dienen diese Über-
wachungsgesetze?

Die Hintergründe
Bis zu 80 Prozent der Menschen in Deutsch-
land sind gegen den Einsatz von Tornado-Jets 
in Afghanistan. Eine große Mehrheit lehnt die 
Beteiligung an Kriegen ab, eine große Mehr-
heit lehnt den Abbau von Grundrechten ab, 
eine große Mehrheit lehnt die derzeitige Um-
verteilung von unten nach oben ab.

Nicht nur in Berlin gilt schon heute jedes 
dritte Kind als arm… Aber damit die Men-
schen nicht über solche Nebensächlichkeiten 
nachdenken, wird ständig Angst geschürt: 
Angst vor Muslimen, Angst vor Linken, Angst 
vor „Anderen“. Jede und JedeR, der den Nor-
malbetrieb des Kapitalismus stören könnte, 
wird als „Terroristen“ abgestempelt – selbst 
den streikenden LokführerInnen wurden vor-

geworfen, die Bevölkerung zu „ter-
rorisieren“!

Nichts zu sagen
Einer Forsa-Umfrage zu Folge sind 82 Prozent 
der Menschen in Deutschland der Meinung, 
dass sie in dieser Demokratie „nichts zu sa-
gen“ hätten. Und – Recht haben sie. So wie 
das Vertrauen in die scheindemokratischen 
Institutionen des Kapitalismus schwindet, 
wächst auch die Bereitschaft, selber auf die 
Straße zu gehen und zu kämpfen.

Denn in vielen Bereichen wird ein grund-
legender Wandel immer notwendiger: Die 
Umweltkatastrophe lässt sich kaum noch 
aufhalten; neue Kriege rücken immer näher; 

die Schere zwischen Arm und Reich klafft im-
mer weiter auseinander. 

Und damit zeigt sich, worum es wirklich 
bei dieser Repression geht: Dieser Staat greift 
arme Länder militärisch an, um die Interes-
sen der Konzerne durchzusetzen. Gleich-
zeitig lässt er Menschen, die gegen solche 
Kriegsverbrechen demonstrieren, auf Grund 
eines schwarzen Kleidungsstücks einsperren. 
Da geht es ebenfalls um die Verteidigung des 
Kapitalismus.

Wenn das kapitalistischen System nun 
von einer wachsenden Mehrheit 

der Menschen als undemo-
kratisch und unterdrü-

ckerisch erkannt wird 
– dann ist der Staat 
gezwungen, die Men-
schen einzuschüchtern, 

sie auszuspionieren, sie 
zu überwachen.

Noch sind es wenige, die gegen Sozialab-
bau, Krieg und Kapitalismus kämpfen. Aber 
der Staat weiß, dass die Unzufriedenheit 
da ist – dass es bald sehr viel mehr werden 
könnten. Wir haben es also mit präventiven 
Massnahmen gegen massenhafte Proteste 
zu tun.

Wir sind Milliarden!
Was können wir tun? Wir sind Viele! Nicht nur 
die 80.000, die gegen den G8-Gipfel demonst-
riert haben, sondern Milliarden, die immer we-
niger vom Reichtum auf dieser Welt haben.

Kämpfen wir gemeinsam! Wir haben die 
Kraft, um diese Welt zu verändern! Aber da-
für müssen sich die Menschen, die unzufrie-
den sind, auch organisieren. Deswegen müs-
sen wir zur Arbeiterbewegung gehen, z.B. in 
dem wir uns mit dem Streik der Eisenbahne-
rInnen und Eisenbahner solidarisieren.

Und machen wir uns keine Illusionen: 
Nicht Schäuble ist das Problem, es gibt tau-
send andere Politiker, die bereit sind, diese 
Pläne umzusetzen. Es ist die Klasse der Kapi-
talisten, die an Sozialabbau, Kriegstreiberei 
und Umweltzerstörung verdient. Es sind ihre 
Profite, die mit diesen Gesetzten geschützt 
werden sollen. 

Deswegen gibt es nur eine Lösung: die so-
zialistische Revolution.

One Solution: Revolution!

rostock@revolution.de.com


